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Das Plangebiet des Bebauungsplanes wird aufgrund seiner Lage am
Siedlungsrand und im direkten Übergang zum offen Landschaftsraum durch ein
Ortsrandklima geprägt, hlierbei handelt es sich um Bereiche, die durch eine
lockere Bebauung und eine gute Durchgrünung charakterisiert werden. Hieraus
resultieren eine verminderte Ausprägung von Hitzeinseln, ein ausreichender und
kontinuierlicher Luftaustausch sowie gute bioklimatische Bedingungen. Das
Umland ist gekennzeichnet durch einen hohen Anteil an Grün-/Freiflächen.
Zu den klimatischen Gunstfaktoren dieses Klimatops zählen die ausgeprägte
Winddämpfung durch begleitende Gehölzstrukturen (Knick, Saumzonen entlang
von Straßen, Wege und Gewässer-Sielzüge), die gesicherte Frischluft- und
Kaltluftzufuhr aufgrund der Nähe zu Ausgleichsräumen zum offen
Landschaftsraum sowie eine starke nächtliche Abkühlung. Die klimatischen
Umgebungsfaktoren bestehen aus einem minimalen Immissionsrisiko durch lokale
bodennahe Emittenten bei Strahlungswetterlagen.
Erhebliche klimatische Störungen sind im Umfeld nicht vorhanden und durch die
geringfügige Verdichtung der Bebauung auch nicht zu erwarten.
Beeinträchtigungen ausgewiesener Frischluftschneisen oder
Kaltluftentstehungsgebiete sind nicht gegeben. Die Aufstellung des
Bebauungsplanes fördert die nachhaltige Verwendung von bebauten Bereichen
und vermindert den Verbrauch klimatisch wirksamer Freiräume im Außenbereich.
Darüber hinaus sind wesentliche Einrichtungen der Infrastruktur wie Straßen,
Wege, Ver- und Entsorgungseinrichtungen bereits vorhanden. Ein
energieintensiver Aufwand für Erschließungsmaßnahmen kann daher vermieden
bzw. auf ein Minimum reduziert werden.
Baugrenzen schränken die überbaubare Fläche ein. Die Struktur der Bebauung
und Erschließungsflächen gewährleistet eine gute Durchlüftung.
Der Bebauungsplan setzt mit seinen Festsetzungen einen planungsrechtlichen
Rahmen, der den zukünftigen Bauherren hinreichend Spielräume zum Einsatz
regenerativer Energien gibt.
Um die klimatischen Beeinträchtigungen durch Versiegelungsmaßnahmen so
gering wie möglich zu halten, ist die Nutzung der Bestandsbebauung im
Plangebiet priorisiert. Durch die Vorgaben zu den befestigten Flächen und den
Anpflanzungen erfolgt ein wichtiger Beitrag zur Anpassung der
Niederschlagswasserbewirtschaftung mit Klimaauswirkung im Plangebiet. Eine
Annäherung der Wasserbilanzen aus Abfluss, Versickerung und Verdunstung an
natürliche Verhältnisse wird mit der Planung aufgegriffen. Mit der offenen
Ausrichtung der zukünftigen Bebauung werden Fließwege zu Senken freigehalten
und mindern die Auswirkungen von Starkregengefahren. Diese Vorgaben führen
zu einer klimawandelangepassten Planung.

Näheres ist dem Umweltbericht / Grünordnung (Teil B der Begründung) zu
entnehmen.

6. Weitere Belange

6.1 Erschließung / Verkehr
Der Standort direkt an der südlichen Stadtgebietsgrenze von Husum in der
Gemeinde Südermarsch ist mit der bestehenden infrastrukturellen Ausstattung
und zukünftigen verkehrlichen erweiterten Anbindung ein idealer
Versorgungsstützpunkt für die Verteilung und Zustellen von Post/Paketen.
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Mit der Lage an der Kreisstraße K 137 liegt die Erschließung des Plangebietes in
der Anbindung an das örtliche bzw. überörtliche Hauptverkehrswegenetz.
Um die Verkehrssicherheit und die erforderlichen fahrgeometrischen
Bewegungsräume für zukünftige Ziel- und Quellverkehre zu gewährleisten,
wurde die Zufahrt zum Plangebiet nach Süden verlegt. Mit dieser Maßnahme
können die fahrgeometrischen Anforderungen, konfliktfreie Verkehrsabläufe im
Streckenabschnitt (Zu-/Ausfahrten auf der gegenüberliegenden Straßenseite
Tankstelle) sowie die erforderliche Sichtweite von 70 m eingeholten werden.

Die Anfahrsicht aus der geplanten Zufahrt mit einer Schenkellänge für die
Sichtweite von 70 m ermöglicht die Beibehaltung der Geschwindigkeit von 50
Km/h gemäß RASt 2006.
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„Verkehrstechnlsche Untersuchung" ambrosius blanke verkehr.infrastruktur

Durch die geplante Nutzung wird es zu neuen bzw. veränderten Ziel - und
Quellverkehren kommen. Für die Abschätzung der Kfz-Frequenzen in den für
die Bewertung der Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität maßgebenden
Spitzenstunden wurde eine verkehrstechnische Untersuchung auf Basis der
Nutzungsvorgaben für das Plangebiet zum Versorgungsstützpunkt mit kleineren
Gewerbe- und Dienstleistungseinrichtungen erstellt.

Aus der verkehrstechnischen Gesamtbetrachtung „Verkehrstechnische
Untersuchung" ambrosius blanke verkehr.infrastruktur (s. Anlage 3)ergeben sich
folgende Bewertungen:

Im Zuge des Planverfahrens wurde der Nachweis einer angemessenen
Verkehrserschließung durchgeführt. Hierzu wurde die Vorbelastung der K 137 in
Höhe der geplanten Anbindung in den Spitzenstunden am Morgen und am
Nachmittag ermittelt und mit den Neuverkehren des geplanten Vorhabens zu
maßgebenden Prognose-Verkehrsbelastungen überlagert. Auf der Basis
der Prognose-Frequenzen wurde dann die Leistungsfähigkeit, Verkehrsqualität
und Sicherheit der geplanten Verkehrsanbindung bewertet.
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Bundessstraße / Zufahrt Planarundstück
Bedingt durch die Entwicklung des geplanten Zustellstützpunktes ergeben sich
keine signifikant spürbaren Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit und
Verkehrsqualität gegenüber der bestehenden Verkehrssituation (Vorbelastung).
Der Knotenpunkt Bundesstraße / Lagedeich / Zufahrt Tankstelle Nord / Zufahrt
Plangrundstück ist auch unter den Prognose-Verkehrsbelastungen mit einer
Vorfahrtregelung im bestehenden Ausbauzustand mit jeweils kombinierten
Fahrspuren in allen Zufahrten als deutlich ausreichend leistungsfähig
einzustufen.

Bundessstraße / Zufahrt Tankstelle Süd
In allen wartepflichtigen Einzelströmen wird der Schwellenwert einer
akzeptablen Verkehrsqualität von 45 sec mittlerer Wartezeit pro Fahrzeug sehr
deutlich unterschritten. Die Betrachtung der jeweils kombinierten Fahrspuren als
Mischströme weist in der Prognose gegenüber der bestehenden
Verkehrssituation (Vorbelastung) nur geringe Zunahmen der mittleren
Wartezeiten auf. Die Kapazitätsreserven liegen in der Prognose in der Zufahrt
Tankstelle Süd bei mehr als 700 Fz/h und in der nördlichen Zufahrt Bundesstraße
bei mehr als 1.500 Fz/h.
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf die Staulängen. Die Staulängen sind
mit 6 m bzw. 7 m sowohl in der Vorbelastung als auch in der Prognose nur kurz.
Bedingt durch den geplanten Zustellstützpunkt ergeben sich keine signifikant
spürbaren Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität
gegenüber der bestehenden Verkehrssituation.
Der Knotenpunkt Bundesstraße / Zufahrt Tankstelle Süd ist auch unter den
Prognose-Verkehrsbelastungen im vorhandenen Ausbauzustand mit der
bestehenden Vorfahrtregelung als deutlich ausreichend leistungsfähig
einzustufen.
Zusammengefasst und abschließend ergeben sich aus verkehrstechnischer
Sicht unter Berücksichtigung der zugrunde gelegten Berechnungsannahmen
keine Bedenken gegen die geplante Entwicklung eines Zustellstützpunktes (ZSP)
Sielzug Südermarsch-Husum am Standort Bundesstraße / Lagedeich.

Näheres ist der „Verkehrstechnische Untersuchung" ambrosius blanke
verkehr.infrastruktur (s. Anlage 3) zu entnehmen.

6.2 Ver- und Entsorgung

Für alle erforderlichen Ver- und Entsorgungsstrukturen kann auf den
überwiegenden Bestand und dessen Netze zurückgegriffen werden.

Stromversorgung
Für die Stromversorgung sind ausreichende Anschlusspunkte innerhalb und im
direkten Anschluss an das Plangebiet vorhanden. Im Plangebiet bestehen zwei 1
kV Versorgungsanschlüsse. Zur Absicherung der zukünftigen Transformation bzw.
Einspeisung in das Stromnetz wurde eine Fläche für Versorgungsanalagen
ausgewiesen, um die Optionen für zukünftige Einrichtungen zur
Energieversorgung (z.B. Anlage für Stromtransformation zur energetischen
Betriebsversorgung) abzusichern.
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Gasversorgung
Für die Wärmeerzeugung besteht ein Anschluss an das Erdgasnetz auf dem
ehemaligen Tischlereigelände, das von Husum-Netz betrieben wird. Die
Gasversorgung erfolgt durch den Einspeisungsbereich im Hauptgebäude der
ehem. Tischlerei.

Trinkwasserversorgung
Für die Trinkwasserversorgung sind ausreichende Anschlusspunkte im direkten
Anschluss an das Plangebiet vorhanden. Die aktuelle Versorgung mit Trinkwasser
erfolgt über zentrale Wasserstellen, die an die vorhandene Eigenversorgung,
Grundwasserentnahme (Rohrbrunnen) angeschlossen ist. Die Wasserleitung DN
100 von der Wilhelmstraße am nordöstlichen Rand des Bebauungsplangebietes
stellt eine Option für den Anschluss an das zentrale Trinkwasserversorgungsnetz
für das Plangebiet dar. Zum Thema Löschwasserversorgung s. Pkt. 6.3
Brandschutz.

Schmutzwasser

Für das gesamte Gelände liegt zur Ableitung des anfallenden Schmutz- und
Regenwassers ein Trennsystem vor. Somit sind die Abwässer des Plangebietes
getrennt auf dem Grundstück zu sammeln und über das befindliche
Entwässerungssystem in die öffentliche Kanalisation zu übergeben. Die
Abwasserbeseitigung (Schmutzwasser) erfolgt über die vorhandene Kläranlage.

Oberflächenwasser

Das Regen- bzw. Oberflächenwasserableitungsnetz wird durch die Ausweisung
des Plangebietes im System unverändert beibehalten. Das Oberflächenwasser
der Dachflächen erfolgt durch Rigolen. Die Entwässerung der Fahrbahnen,
Bewegungsflächen und Stellflächen erfolgt über Mulden - Rigolen, Die Rigolen
werden mit Geröll 16/32 aufgefüllt und erhalten ein Speichervolumen gemäß
erforderlichem Rückhaltevolumen. Die Rigolen werden mit einem Dränrohr DN
300 ausgebaut und mit einem Gefalle von 0,2 zum Vorfluter hergestellt. Im
Einmündungsbereich wird eine Drossel mit einem Abfluss von 2 L/s/ha eingebaut.
Das Oberflächenwasser der Fahrbahnen und Bewegungsflächen wird über
entsprechende Ölabscheider den Mulden (belebte Bodenschicht) zugeführt.
Der Parzellengraben, der sich an der nordwestlichen Plangebietsgrenze befindet,
wird von dem geplanten Regenrückhaltebecken nicht berührt und ist funktional
sowie topographisch vom Parzellengraben getrennt.
Näheres ist der „Beurteilung Regenwasser" von JFV Bauplanung (s. Anlage 5) zu
entnehmen.

6.3 Brandschutz

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt die Zuständigkeit für die
Löschwasserversorgung grundsätzlich bei der Gemeinde Südermarsch.
Die Löschwasserversorgung erfolgt in enger Abstimmung mit der örtlich
zuständigen Feuervvehr und dem Wasserversorger und ist entsprechend den
Vorgaben des Arbeitsblattes W 405 des DVGW für einen Löschwasserbedarf von
96 m3/h über eine Dauer von mindestens 2 h sicherzustellen.

Zur Löschwasserentnahme sind bzw. werden an geeigneter Stelle
Unterflurhydranten PN 16 nach DIN 3221 bzw. Überflurhydranten PN 16 nach DIN
3222 eingebaut. Für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung und zur
Rettung von Personen muss in einer Entfernung von maximal 75 m Lauflinie bis
zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche eine
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Entnahmestelle (Hydrant) vorhanden sein. Die Standorte der Hydranten werden
mit Hinweisschildern für die Feuerwehr nach DIN 4066 gekennzeichnet.
Sofern die erforderliche Löschwassermenge für den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes nicht allein über das öffentliche Wasserversorgungsnetz
sichergestellt werden kann (z.B. aufgrund der Verringerung der Rohrdurchmesser
bei Neuanlagen zur Vermeidung stehenden Wassers und der damit
verbundenen Verkeimung), ist eine zusätzliche unabhängige
Löschwasserversorgung (z.B. über Löschwasserbrunnen nach DIN 14220, offene
Gewässer, unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230) herzustellen.

Die Einzelheiten des Nachweises und der baulichen Anforderungen, wie Z.B. die
vorzuhaltende Löschwassermenge und erforderliche Entnahmeeinrichtungen,
werden vor Ausführung mit der Bauaufsicht/Brandschutzdienststelle abgestimmt.

In Vorbereitung der Flächensicherung im Bebauungsplan erfolgte die Erstellung
eines FW-Lageplans (-Feuerwehr-Lageplan- als Teil zum Brandschutzkonzept) vom
Sachverständigenbüro f.v. Brandschutz / Assmann Schmidt Ing. / Lübeck
21.11.2022 (s. Anlage 6)
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6.4 Denkmalschutz

Es sind z.Z. keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 (2)
DSchG durch die Umsetzung der vorliegenden Planung zu erwarten.

Es ist jedoch darauf zu achten, wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat
dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen
Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die
Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des
Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt und für die
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund
geführt haben.
Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen
von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf
von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen
Bodenbeschaffenheit.

6.5 Kampfmittel

Gemäß der Anlage der Kampfmittelverordnung (KampfmV SH 2012) gehört die
Gemeinde Südermarsch nicht zu den Gemeinden mit bekannten
Bombenabwurfgebieten. Zufallsfunde von Munition sind jedoch nicht gänzlich
auszuschließen und unverzüglich der Polizei zu melden.

6.6 Altigsten / Bodenschutz

Erkenntnisse über das Vorkommen von Altlasten im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes liegen nicht vor. Sofern im Rahmen von Bodeneingriffen
Auffälligkeiten auftreten, sind die Arbeiten einzustellen und das weitere
Vorgehen ist mit der unteren Bodenschutzbehörde abzustimmen. Weitere
Hinweise auf die Grundsätze des vorsorgenden Bodenschutzes zum Bodenschutz
beim Bauen beziehen sich auf das Baugenehmigungsverfahren.

Bodenmanagement: Oberboden und Unterboden sind bei Aushub, Transport,
Zwischenlagerung und Verwertung sauber getrennt zu halten. Dies gilt
gleichermaßen für den Wiederauftrag / Wiedereinbau. Bei den
Bodenlagerflächen sind getrennte Bereiche für Ober- und Unterboden
einzurichten. Eine Bodenvermischung ist grundsätzlich nicht zulässig. Oberbo-
den ist ausschließlich wieder als Oberboden zu verwenden. Eine Verwertung als
Füllmaterial ist nicht zulässig. Überschüssiger Oberboden ist möglichst ortsnah
einer sinnvollen Verwertung zuzuführen.

Beachtung der DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial': Der Beginn der
Arbeiten ist der unteren Bodenschutzbehörde spätestens 1 Woche vorab
mitzuteilen.
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7. Öffentliches Baurecht

7.1 Zulässiakeit von Vorhaben während der Planaufstellung
Nach § 33 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben bereits dann zulässig, wenn

1. die Offentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und
§ 4a Abs. 2 bis 5 BauGB durchgeführt worden ist,

2. anzunehmen ist, dass das Vorhaben den künftigen Festsetzungen des
Bebauungsplanes nicht entgegensteht,

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für sich und seine Rechtsnachfolger
schriftlich anerkennt und

4. die Erschließung gesichert ist.

7.2 Zulässiakeit von Vorhaben im Geltungsbereich des BebauungsDlanes
Nach § 30 Abs. 1 BauGB ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein
Vorhaben zulässig, wenn es den Festsetzungen nicht widerspricht und die
Erschließung gesichert ist.

8. Kosten
Alle im Rahmen mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 7 der Gemeinde
Südermarsch entstehenden Kosten werden von dem Vorhabenträger getragen.
Die Finanzierung der Erschließung des Baugebietes wird durch den Eigentümer
gesichert.
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